
Großregion / Zukunftsbild 2020

Arno Krause: Überzeugungsarbeit gefragt
Vortrag des Vorsitzenden der Europäischen Akademie Otzenhausen vor dem Deutschen Verein in Luxemburg

Im Herzen Europas: Soll die Großregion Modellcharakter für die Europäische Union erhalten, müsse Überzeugungsarbeit geleistet
werden, so EAO-Präsident Arno Krause. (Photo: Guy Wolff / Photomontage: Lydie Develter)

(mas) – Zukunftsbild 2020: Das
war die Aufgabe, der sich ab
Frühjahr 2002 ein Ausschuss
unter dem Vorsitz von Jacques
Santer widmete. Ein Jahr später
hatte die Santer-Kommission ihr
Bild der Zukunft für die Großre-
gion entworfen.

Das Zukunftsbild 2020 behan-
delt acht Kapitel – Bildung,

Hochschulwesen, Institutionen,
Kultur, Raumentwicklung und Um-
welt, Soziales, Transportpolitik,
Wirtschaft und Beschäftigung –
und gründet auf drei Pfeilern: Eu-
ropäische Identität, Europäische
Kompetenz und Europäische
Modellregion.

„Modellregion für was?“ so die
provozierende Frage von Arno
Krause. Der Vorsitzende des Vor-
standes der Europäischen Akade-
mie Otzenhausen sprach dieser
Tage vor dem Deutschen Verein in
Luxemburg zum Thema „Die Groß-
region SaarLorLux – die europäi-
sche Modellregion?“ In seiner Ein-
leitung stellte er herausfordernd
eine zweite Frage in den Raum:
„Bringt mir Europa etwas?“

Tatsache sei, so der Redner, dass
das europäische Bewusstsein heut-
zutage schwer feststellbar sei und
sich erst in einem embryonalen
Zustand befinde. Dass dem so sei,
über 50 Jahre, nachdem sich sechs
Staaten aufmachten, den europäi-
schen Weg gemeinsam zu be-
schreiten, hat für Krause eine we-
sentliche Ursache: „Das Bildungs-
wesen in den 25 Mitgliedsländern
der Europäischen Union ist immer
noch geprägt von nationalstaatli-
chen Überlegungen.“ Das habe zur
Folge, dass Europa zwischen Por-
tugal und Polen sehr unterschied-
lich dargestellt werde – und dass
Europapolitik in erster Linie mit
Friedenspolitik identifiziert werde.

Was für die Europäische Union
im Allgemeinen gelte, das treffe
auch für die Großregion im Beson-
deren zu, stellte der überzeugte
Europäer fest: Die Identifikation
mit dem Grenzraum SaarLorLux
befinde sich bei den meisten dort
lebenden Menschen in einem un-
terentwickelten Stadium. Eine Ver-
besserung, ein Gefühl für die Groß-
region könne nur heranwachsen,
wenn man sich mit den verschiede-
nen Mentalitäten, den unterschied-
lichen Lebensstilen auseinander
setze. Und dies sei nun einmal
vorrangig die Aufgabe der Schulen.

Hier bestehe genügend Handlungs-
bedarf, das Bild der Großregion
dürfe schließlich nicht auf Ein-
kaufsfahrten nach Trier und das
werktägliche Pendeln nach Luxem-
burg reduziert werden.

Vor diesem Hintergrund sei auch
die Kommission um den luxembur-
gischen Ehrenstaatsminister und
ehemaligen Präsidenten der Euro-
päischen Kommission, Jacques
Santer, an ihre Aufgabe herange-
gangen, blickte Krause auf die Aus-
arbeitung des Zukunftsbildes 2020
zurück. Ein Zukunftsbild, wo ers-
tens der Ist-Zustand beschrieben
wurde, zweitens die Vorstellungen
für die Großregion aufgezeichnet
wurden, drittens die Wege dorthin
ausgeschildert wurden.

Beispiel Transportwesen
Ein Beispiel: Im Verkehrswesen
hat die Santer-Kommission die Vi-
sion der Großregion als Drehkreuz
zwischen Nord- und Süd- sowie
zwischen Ost- und Westeuropa,
mit einem leistungsstarken grenz-
überschreitenden öffentlichen
Nahverkehrsnetz. Zu den Stärken
gehört die geostrategisch günstige

Lage und das hohe Auffangpoten-
zial; als Schwächen werden u. a.
die schlechte Schienenanbindung
an die europäischen Verkehrskor-
ridore, die fehlenden Ansätze im
Grenzverkehr und die unzulängli-
che Zusammenarbeit zwischen
den Flughäfen der Großregion an-
gegeben. Angeregt wird im Zu-
kunftsbild 2020 die Schaffung
eines Zweckverbandes für den öf-
fentlichen Transport, der Bau des
Mosel-Saône-Kanals und die
schnelle Fertigstellung der
Hochgeschwindigkeitsstrecken.

Seit anderthalb Jahren liegt das
Zukunftsbild vor; 18 Monate hat
der Ball bei den Regierungen der
Großregion gelegen. In seinem
Vortrag bedauerte Arno Krause je-
doch, dass die Politik es in dieser
Zeit versäumt habe, die entschei-
denden Pässe zu spielen, so dass
die Großregion zur Modellregion
für die Europäische Union aufstei-
gen könne. Dass es die Politik nicht
so ernst nehme mit der Verwirkli-
chung der Vision 2020 zeige der
Umstand, dass bislang kaum Gel-
der in die Idee investiert worden
seien. Wie sollen da beispielsweise

jene fünf Agenturen auf die Beine
gestellt werden, die den Regierun-
gen konkret zuarbeiten sollen?
zeigte sich der Mitbegründer der
Internationalen Föderation der Eu-
ropahäuser wenig zuversichtlich.

SaarLorLux: Stillstand
Dieser Stillstand sei umso bedenk-
licher, da die Voraussetzungen im
SaarLorLux-Raum gegeben seien,
Region mit Modellcharakter zu
werden. Soll das Zukunftsbild 2020
nicht in irgendeiner Schublade in
Vergessenheit geraten, dann
müsse von unten Überzeugungsar-
beit geleistet werden, appellierte
Krause an das Engagement und
den Enthousiasmus seiner Zuhörer
vom Deutschen Verein in Luxem-
burg. Das sei der Weg, über den
der politische Wille mobilisiert
werden könne. „Denn zum jetzigen
Zeitpunkt ist das, was wir wollen,
noch nicht in die Chefetagen der
Politik vorgedrungen“.

2010 soll es zur Halbzeitbewer-
tung kommen. Bis dahin sollten die
Umrisse des Zukunftsbildes klar
ersichtlich sein, meinte Krause
abschließend.

Bald biometrische Sicherheitsmerkmale in Pässen

Fälschung wird erschwert
Europaparlament gegen EU-weites Register

GeWe – Das Europäische Parla-
ment hat jetzt einem Verordnungs-
vorschlag der EU-Kommission
über Normen für Sicherheitsmerk-
male und Biometrie (laut Duden die
Lehre von der Zählung und Kör-
permessung an Lebewesen) in Päs-
sen der EU-Bürger grundsätzlich
zugestimmt. Damit muss das bio-
metrische Merkmal der Gesichter-
kennung ab Oktober 2005 in allen
EU-Staaten obligatorisch einge-
führt werden, und zwar mit einem
Digitalphoto. Zusätzlich haben die
Länder die Möglichkeit, auch Fin-
gerabdrücke einzubeziehen.

Die Abgeordneten haben die
strengere Vorgehensweise mit 471
gegen 118 Stimmen begrüßt. Sie
setzten jedoch Änderungsanträge
durch, wonach es keine zentralen
Datenbanken für Pässe und Reise-
dokumente der EU geben soll, wel-
che die biometrischen und sonsti-
gen Daten aller Inhaber von EU-
Pässen enthalten. Hierdurch
würde gegen den Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit verstoßen
und das Risiko des Missbrauchs
erhöht, glaubt die Mehrheit der
Deputierten. Die EU-Justizminister
können sich allerdings einstimmig
über die Bedenken des Parlaments
hinwegsetzen.

Anlass für die strengeren Vor-
schriften beim Umgang mit Reise-
pässen sind die Terroranschläge
des 11. September 2001 in den
USA und von Madrid im Frühjahr
dieses Jahres. Treibende Kraft sind
die Vereinigten Staaten, die in ih-
rem „Visa Waiver“-Programm als
Bedingung für die Befreiung von
der Visumpflicht fordern, dass der
betroffene Staat über ein Pro-
gramm zur Erteilung von Pässen
an seine Staatsangehörigen ver-
fügt, die maschinenlesbar und fäl-
schungssicher sind. In jedem Fall
müssen sie biometrische Identifi-
kationen enthalten. Ursprünglich
sollten diese Bedingungen bereits
bis 26. Oktober 2004 erfüllt wer-
den. Als jedoch klar wurde, dass es
keinem Land gelingen würde,
diese Frist einzuhalten, unter-
zeichnete Präsident Bush ein Ge-
setz, das eine Verlängerung um ein
Jahr vorsieht. Nicht von der EU-
Verordnung betroffen sind Groß-
britannien und Irland. Dänemark
wird sechs Monate nach ihrer An-
nahme entscheiden, ob es sie in
sein nationales Recht umsetzt. Mit
dem EU-Gesetz können die Bürger
der alten EU-Mitgliedstaaten in die
USA reisen, ohne ein Visum bean-

tragen zu müssen, allerdings mit
Ausnahme Griechenlands. Slowe-
nien als neues Mitgliedsland wird
dagegen profitieren.

Die Einführung eines biometri-
schen Erkennungsmerkmals wird
das Fälschen von Reisepässen sehr
erschweren. Diebstahl lohnt sich
nicht mehr, selbst nicht zum Aus-
weisen im Inland („Haben Sie ir-
gendein Identifikationsdokument
dabei?“) und nicht nur beim Über-
schreiten der EU-Außengrenzen.
Luxemburg gehört zu denjenigen
Ländern, die sowohl für ein digita-
les Photo als auch den Fingerab-
druck eintreten. Einige EU-Staaten
sind aus technischen Gründen je-
doch lediglich in der Lage, mit
einem Merkmal zu beginnen.

Bereits 2003 wurden von den
technischen Ausschüssen der In-
ternationalen Zivilluftfahrtorgani-
sation (ICAO) Empfehlungen ver-
abschiedet. Für Reisepässe wurde
u. a. eine weltweite Gesichtserken-
nung bei der maschinengestützten
Identitätsbestätigung empfohlen
sowie die Verwendung eines Chips
mit einer Mindestkapazität von 32
KByte als Speicherträger. Der Fin-
derabdruck und/oder die Iris-Er-
kennung wurden als mögliche zu-
sätzliche Identifikationsmerkmale
festgelegt.

Der Chip soll eine gleich hohe
Lebenserwartung wie die derzeiti-
gen Reisepässe haben, in vielen
Ländern zehn Jahre. Im Zuge der
rasanten technologischen Entwick-
lung könnte die Verwendung von
Chips sogar überflüssig werden. In
Frage käme beispielsweise die Auf-
nahme eines digitalen Lichtbildes
und eines digitalen Fingerab-
drucks mit einem Strichcode, der
eine verschlüsselte digitale Unter-
schrift mit einem Code mit einem
öffentlichen Schlüssel enthält.

Mit Biometrie und den Informa-
tionssystemen sollen die Wande-
rungsbewegungen besser gesteu-
ert und die illegale Einwanderung
verstärkt bekämpft werden. Diese
Maßnahmen sind auch von Bedeu-
tung für die Bekämpfung der Kri-
minalität, insbesondere des Terro-
rismus. Ab kommendem Jahr sol-
len die EU-Staaten auch die Inter-
operabilität zwischen dem Schen-
gener Informationssystem (SIS II),
dem Visa-Informationssystem
(VIS) und der elektronischen Fin-
gerabdruckdatei Eurodac prüfen.
So sieht es das Haager Programm
vor, das auf dem EU-Gipfel am 5.
November gebilligt wurde.
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Staatskrise in der Ukraine

OSZE-Präsidentschaft fordert
friedliche Lösung

Sofia (dpa). – Der bulgarische Prä-
sident Georgi Parwanow setzt sich
für eine friedliche Lösung der poli-
tischen Krise in der Ukraine ein.
Die Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE)
habe sich als „außerordentlich
wichtiges Instrument zur Verhin-
derung von Konflikten, Lösung von
Krisen und Wiederaufbau be-
währt“, sagte Parwanow in Sofia
zum Auftakt des OSZE-Außenmi-
nistertreffens. Bulgarien hat seit
2004 den OSZE-Vorsitz inne. Die
Lage in der Ukraine gehört zu den
Hauptthemen des zweitägigen Fo-
rums, zu dem u. a. US-Außenmi-
nister Colin Powell erwartet wird.

Réforme des Nations unies

Jack Straw: L'ONU pourrait
cibler les Etats voyous

Londres (AFP). – La réforme des
Nations unies pourrait rendre plus
facile le recours à la force contre
des Etats qui oppriment leur popu-
lation comme l'Irak de Saddam
Hussein, a déclaré le ministre bri-
tannique des Affaires étrangères
Jack Straw dans un entretien au
quotidien «The Independent». Un
Comité des sages international a
dévoilé mardi 101 propositions vi-
sant à la plus profonde réforme de
l'Organisation des Nations unies
depuis sa création en 1945. Les
nouvelles propositions prévoient
d'autoriser la communauté inter-
nationale à intervenir, y compris
préventivement, quand un Etat ne
désire pas ou est incapable de pro-
téger ses citoyens.

EU-Beitritt der Türkei

Erweiterungskommissar:
Kein Plan B für Ankara

Berlin (dpa). – Die Europäische
Kommission will mit der Türkei
ausschließlich über eine Vollmit-
gliedschaft des Landes in der EU
verhandeln. Der Beitritt sei „das
klare Ziel“, sagte der für Erweite-
rung zuständige Brüsseler Kom-
missar Olli Rehn der „Berliner Zei-
tung“ (Montagsausgabe). „Es gibt
keinen Plan B.“ Rehn erteilte damit
Bestrebungen Frankreichs und an-
derer EU-Länder eine Absage, der
Türkei als Alternative zum Beitritt
eine privilegierte Partnerschaft an-
zubieten. Über ein Datum für die
Gespräche soll ein EU-Gipfel kom-
mende Woche in Brüssel entschei-
den.

Kriegsverbrechen / Serbien

Präsident Tadic entschuldigt
sich in Bosnien

Sarajevo (dpa). – Der serbische
Präsident Boris Tadic hat sich in
Sarajevo bei allen Opfern ser-
bischer Kriegsverbrechen in Bos-
nien entschuldigt. Zugleich ver-
langte er eine Entschuldigung von
all jenen, die für die an Serben,
Kroaten und Bosniern während
des Krieges 1992-1995 verübten
Verbrechen verantwortlich sind.
„Nicht das gesamte serbische Volk
hat Verbrechen begangen, sondern
nur einzelne Personen“, sagte er
nach Gesprächen mit der Führung
von Bosnien-Herzegowina vor
Journalisten. Die Geschichte der
Verbrechen in dieser Region sei
lang.

Putin zu Besuch in Ankara

Russland und Türkei wollen
Zusammenarbeit ausbauen

Ankara (dpa). – Russland und die
Türkei wollen ihre Zusammen-
arbeit in allen Bereich ausbauen.
Eine entsprechende Absichtserklä-
rung unterzeichneten der rus-
sische Präsident Wladimir Putin
und sein türkischer Amtskollege
Ahmed Necdet Sezer am Montag in
Ankara. Putin ist der erste russi-
sche Präsident, der der Türkei
einen Staatsbesuch abstattet. In in-
ternationalen Fragen verträten
Moskau und Ankara sehr ähnliche
Positionen, erklärten die beiden
Präsidenten. Putin verwies auf den
Irak, Afghanistan, den Kaukasus
und den Nahen Osten sowie den
Kampf gegen den Terrorismus.

Entre Israël, l'Egypte et les Etats-Unis

Création d'une nouvelle
zone de libre échange

Jérusalem (AFP). – Israël, l'Egypte
et les Etats-Unis vont signer un
accord le 14 décembre sur la créa-
tion de quatre zones de libre
échange, a-t-on annoncé à la prési-
dence du conseil israélien. Les pro-
duits fabriqués dans ces zones si-
tuées en Egypte dans la région
frontalière par des entreprises
égyptiennes et israéliennes pour-
ront pénétrer sur le marché améri-
cain sans acquitter de droits de
douanes. 
Ce modèle de coopération a déjà
été mis en place entre Israël, la
Jordanie et les Etats-Unis, a-t-on
ajouté de même source. L'accord
devrait donner une nouvelle impul-
sion commerciale.

Drei Fragen an . . .

Vorfahrt für
Standortpolitik

DP-Präsident Claude Meisch wird heute im Namen der liberalen Frak-
tion den Etatentwurf 2005 kommentieren und auf die Analysen von Be-
richterstatter Laurent Mosar und Minister Luc Frieden reagieren. Der
Abgeordnete ist seit Januar 2002 Bürgermeister der Stadt Differdingen
und seit kurzem Vorsitzender der stärksten Oppositionspartei. Nach der
bitteren Wahlniederlage vom 13. Juni erwarten sich die Liberalen von
ihrem jungen Hoffnungsträger, dass er Frieden und Mosar Paroli bietet,
ohne zu vergessen, Seitenhiebe an die Sozialisten zu verteilen.

11 Wie beurteilen Sie die
Haushaltsvorlage der Re-

gierung für 2005?

Dieses Budget trägt ja noch die
Handschrift liberaler Minister.
Die Regierung konnte auf gute
Vorarbeit aufbauen. Ich werde
diese Vorlage also sicher nicht in
Grund und Boden reden. Aber uns
enttäuscht die Erhöhung der Steu-
erlast, die unterm Strich heraus-
kommt. Die Anhebung der Kraft-
stoff- und Zigarettenpreise sowie
die Nichtanpassung der Steuer-
tabellen an die Inflation erhöhen
die Gesamtsteuerlast der Bürger.
Das hätte es mit der DP nicht
gegeben. Wenn unsere Wirtschaft
jetzt besser läuft als in den Nach-
barländern, dann sicherlich, weil
die letzte Regierung, auf Druck
der DP, Steuererleichterungen
vorgenommen hat.

22 Manche Beobachter waren
der Ansicht, der CSV-Be-

richterstatter Laurent Mosar
habe eine liberale Lektüre des
Budgets vorgelegt. Teilen Sie
denn nun seine Analyse?

Wir stellen auf jeden Fall fest,
dass der christlich-soziale Be-
richterstatter und sein Parteikol-
lege Budgetminister nicht auf
einer Linie liegen.

Im Gegensatz zu Minister Frie-
den sind wir aber bereit, über die
Vorschläge des Rapporteurs zu
diskutieren. Nach unserer Auffas-
sung muss die Betriebsbesteue-
rung in einem cleveren Mix aus
Steuersatz, Bemessungsgrund-
lage und Abschreibungen beste-
hen. 

Wir waren nie der Ansicht, dass
öffentliche Verkehrsmittel gratis
sein sollen. Die vernünftige Politik
der DP und des früheren Trans-
portministers Henri Grethen
zielte immer auf eine Verbesse-

rung des Angebots. Wir widerset-
zen uns allerdings nicht einer
Kosten-Nutzen-Debatte.

Mosars Bemerkungen zu den
Subventionen für Photovoltaik-
anlagen scheinen mir doch eher
parteipolitischer Natur zu sein.
Diese Darstellung der Sachlage ist
mit Sicherheit ein falsches Signal.
Es konnte in der Tat keiner ah-
nen, dass die von Charles Goerens
und Eugène Berger eingeführten
Fördermaßnahmen einen solchen
Erfolg haben würden. Die DP sieht
aber weiterhin in der Solarener-
gie eine Zukunftstechnologie, die
wir unterstützen wollen. Die For-
derung von Mosar, ein Audit des
Beschäftigungsfonds durchzufüh-
ren, findet auf jeden Fall unsere
Zustimmung.

33 Der Berichterstatter
mahnt, die Politik müsse

in den kommenden Jahren
Prioritäten setzen. Es sei nicht
mehr alles machbar. Was hat
bei der DP Vorfahrt?

Eine erfolgreiche Standortpolitik.
CSV und LSAP wollen sich den
vorhandenen Mitteln nach stre-
cken. Die Koalition geht von festen
Einnahmequellen des Staates aus,
nach denen sich die Ausgaben zu
richten haben. Es reicht nicht zu
verlautbaren, wir müssten jetzt
alle den Gürtel enger schnallen.

Es ist Aufgabe der Politik, ein
attraktives Umfeld zu schaffen –
durch eine intelligente Gesetzge-
bung und ein Gespür für Nischen.
Ein gutes Beispiel sind die stolzen
Einnahmen bei der Mehrwert-
steuer durch die Internetgesell-
schaften. Statt sich den Kopf über
mögliche Kürzungen und Einspa-
rungen zu zerbrechen, sollen die
Mehrheitsparteien lieber neue
Einnahmequellen erschließen.
(Die Fragen stellte Laurent
Zeimet.)

Chamberchronik

Bal siwe Milliarden Euro an der Diskussioun

(Photo: Teddy Jaans)

Nach zumindest interessanten Er-
läuterungen und Anregungen von
Berichterstatter Laurent Mosar so-
wie Zusatzerklärungen von Bud-
get- und Tresorminister Luc Frie-
den zum Staatshaushalt 2005 ha-
ben die Volksvertreter nunmehr
die Gelegenheit, positive oder ne-
gative Kritik anzubringen, bevor
das 6,99 Milliarden Euro schwere
Haushaltsgesetz mit der bequemen
Mehrheit der Regierungsparteien
in der kommenden Woche verab-
schiedet wird und plangemäß am
1. Januar 2005 in Kraft tritt.

In den drei öffentlichen Sitzun-
gen dieser Woche geht es aus-
schließlich um Aspekte und Per-
spektiven der Staatsfinanzen. Eine
Motion des grünen Fraktionschefs
François Bausch zur eventuellen
Schaffung eines Konvents über die
Zukunft des Landes und die Motion
des ADR-Volksvertreters Aly Jaer-
ling zum Wählerausweis sind unter
diesen Umständen nur kleine Bei-
lagen zur Hauptmahlzeit. Sitzungs-
beginn ist heute um 15 Uhr; mor-
gen und übermorgen tagt die Kam-
mer jeweils ab 14.30 Uhr.

Die Haushaltsdebatten sind
2004 aus guten Gründen noch ein-
mal zeitlich gestrafft worden,
nachdem die ziemlich stark von
Mikromanie und Folklore gekenn-
zeichneten Endlosdiskussionen
früherer Jahre vor geraumer Zeit
bereits gekürzt worden waren. In
diesem Jahr gab es also keine
„Budgetshow“ im Hochsommer,
und im Dezember nachgereichte
Änderungsanträge bleiben eben-
falls aus. Bei geschätzten Einnah-
men von 6,9 Milliarden Euro und
geplanten Ausgaben von 6,99 Milli-
arden Euro bleibt ein Fehlbetrag
von genau „kalkulierten“
89 012 582 Euro. Das sind immer-
hin 3,5 Milliarden „anciens francs“
– trotzdem kein Grund zu heulen-
dem Elend, denn bei vorsichtigen
Einnahmeschätzungen sind alle lu-
xemburgischen Finanzminister
seit 1945 bisher noch immer über
die Runden gekommen ...

Vor dem Hintergrund des von
verschiedenen Seiten fleißig ange-
knabberten Euro-Stabilitätspakts
bleibt Luxemburg nach wie vor
einsamer Musterknabe – mitsamt
seinem „Mister Euro“ und eines für
2005 voraussehbaren geringfügi-

gen Defizits. Dieses kann integral
aus der Budgetreserve abgedeckt
werden, die Ende 2003 immerhin
506,1 Millionen Euro betrug. Mit
einer Anleihe von 200 Millionen
Euro werden der Eisenbahn- und
der Straßenbaufonds gespeist. Die
öffentliche Schuld sollte sich laut
weiser Expertenmeinung bei 569
Millionen Euro (oder 2,1 Prozent
des Bruttosozialprodukts) einpen-
deln, wobei der Stabilitätspakt 60
Prozent erlaubt.

Awer wéi geet et virun?
EU-bedingte Stabilitäts- und
Wachstumskriterien sind also be-
rücksichtigt. In kurzfristiger Per-
spektive besteht kein Grund zu gro-
ßer Sorge und erst gar nicht zu
Panik vor den Gemeindewahlen im
Oktober 2005. Doch gleichwohl er-
hebt sich die Frage nach dem „Was
dann?“ in Bezug auf die mittel- und
langfristige Entwicklung von Wirt-
schaft und Finanzen im kleinen
Wohlstandsland Luxemburg. Im-
merhin beanspruchen die Sozial-
ausgaben 44 Prozent des Haus-
halts, mit beispielsweise 802 Mil-
lionen Euro für Pensionszuschüs-
se, 561 Millionen Euro für die

Krankenversicherung und den
Mutterschaftsschutz, 730 Millio-
nen Euro für Familienleistungen
und 337 Millionen Euro für den
Beschäftigungsfonds. Von 1990 bis
2003 stiegen die Einkommens-
transfers von 22,3 Prozent auf 30
Prozent der staatlichen Gesamt-
ausgaben. Im kommenden Jahr
wachsen die staatlichen Investiti-
onsausgaben auf 803,6 Millionen
Euro, bei einer Steigerung von 16,8
Prozent gegenüber 2004 und
einem Impakt von 10,8 Prozent auf
die Gesamtausgaben. Im Vergleich
zum Bruttosozialprodukt belaufen
sich die Investitionen 2005 auf drei
Prozent (2004: 2,7 Prozent) und
übersteigen damit die Anstrengun-
gen der EU-Partnerländer. Die In-
frastrukturen des Landes werden
in den Bereichen Gesundheit,
Schule, Soziales, Telekommunika-
tion und Transport verbessert und
modernisiert, wobei bedeutende
Folgekosten – durchaus auch auf
kommunaler Ebene mit zum Teil
übertrieben aufwändigen Projek-
ten – nicht zu übersehen sein
werden.

In seinem kurzen, aber gewohnt
vortrefflichen Gutachten zum Etat

2005 unterstreicht der Staatsrat
die betrübliche Tatsache, dass die
Verfügbarkeit praktisch aller staat-
lichen Spezialfonds zum 31. De-
zember 2005 erheblich zusam-
mengeschrumpft sein wird, so dass
die Fondsausstattung ab 2006
keine „großen Sprünge“ mehr er-
lauben wird. Zugleich notiert die
Hohe Körperschaft, dass die Ar-
beitslosenzahl von 5 000 Personen
im Jahr 2000 auf 8 000 im Herbst
2004 angestiegen ist. Um eine Sen-
kung der Arbeitslosenrate zu be-
wirken, müsste das Bruttosozial-
produkt jährlich um fünf Prozent
wachsen – unter den gegebenen
Realitäten eine Utopie!

Däerf een nach nodenken?
Sind Überlegungen und Sorgen in
mittel- und langfristiger Betrach-
tung unter den gegebenen Umstän-
den erlaubt?

Budgetberichterstatter Laurent
Mosar (CSV) hat versucht, seine
angesichts des verkürzten Verfah-
rens keineswegs einfache Aufgabe
nicht mit einer rein deskriptiven
Bestandsaufnahme und auf streng
bravem Regierungskurs zu lösen,
sondern ausgetretene Pfade zu ver-
lassen und kritische Fragen mit
angedeuteten Lösungsvorschlägen
zu stellen, bestimmte erworbene
Rechte leicht anzutippen und vor
allem das Problem der möglichen
Selbstbehauptung Luxemburgs im
werdenden Europa aufzugreifen.

Dass die Exekutive zumindest
zum jetzigen Zeitpunkt nicht be-
geistert auf derart unbequeme Ge-
dankengänge einging, ist verständ-
lich – für konkrete Maßnahmen
besteht ja auch (noch) kein akuter
Handlungsbedarf. Trotzdem liegen
manche Politiker nicht auf der stets
geforderten Linie zur Aufwertung
des Parlaments, wenn sie dem be-
hutsam vorgepreschten Berichter-
statter gleich lauthals unterstellen,
er treibe gemeinsam mit der Regie-
rung ein machiavellistisch abge-
kartetes Spiel und sondiere nur
Reaktionen auf mögliche Kahl-
schläge in der Zukunft. Mit einer
derartigen hemmungslosen „politi-
que politicienne“ kommt Luxem-
burg nicht vom Fleck. Ist die Hoff-
nung auf Objektivität und bessere
Einsicht erlaubt? Jean Jaans


